
geklärt worden, daß im vorliegenden Fall keine Li­
zenzvergabe, sondern ein Stillhalteabkommen vorliege. 
Die Kläger könnten daher aus § 11 des Übertragungs­
vertrags keine Rechte herleiten, da dieser Vertrag von 
einer Lizenzvergabe ins Ausland ausgehe. Vergütungs­
rechtliche Bestimmungen für Stillhalteabkommen 
seien weder auf gesetzlicher noch auf vertraglicher 
Basis gegeben.
Das Patentgericht hat die Klage abgewiesen. Es hat 
ausgeführt: Der Auffassung der Kläger, daß es sich 
um eine Lizenzvergabe handele, könne nicht gefolgt 
werden. Mangels besonderer Vereinbarungen im Ver­
trag müsse bezüglich des Begriffs „Lizenz“ von der 
Legaldefinition der VO über Lizenznahme und Lizenz­
vergabe zwischen Partnern aus der DDR und Partnern 
außerhalb der DDR vom 11. Dezember 1968 (GBl. 1969 
II S. 125) ausgegangen werden. Eine entgeltliche Klag­
unterlassungsvereinbarung im Zusammenhang mit 
einem Schutzrecht sei darunter nicht erfaßt. Der Ver­
klagte habe aber unstreitig nach der mit dem ITC 
getroffenen Vereinbarung 20. % der vom englischen 
Lizenznehmer beim ITC eingehenden Lizenzbeträge 
erhalten. Hier' sei zu beachten, daß der Verklagte mit 
dem englischen Lizenznehmer in keinen direkten Be­
ziehungen gestanden habe. Auch habe er keinen Ein­
fluß auf das Zustandekommen des Lizenzvertrags 
BNS/ITC nehmen können. Hinsichtlich der vertrag­
lichen Anspruchsgrundlagen der Kläger ergebe sich 
also, daß die vom Verklagten mit dem ITC getroffene 
Vereinbarung einer Lizenzvergabe nicht gleichzusetzen 
sei und den Klägern somit auf der Grundlage des § 11 
des Vertrags vom 4. September 1956 keine Vergütungs­
ansprüche zustünden.
Da der Verklagte jedoch eine Klagunterlassungs­
zusicherung vertraglich übernommen habe, sei zu prü­
fen gewesen, inwieweit den Klägern in direkter oder 
entsprechender ^Anwendung sonstiger patentrechtlicher 
Bestimmungen eine Vergütung zustehe. In patent­
rechtlicher Hinsicht ergebe sich daraus, daß die Kläger 
so zu stellen seien, als sei das übertragene britische 
Patent benutzt worden. Eine andere Betrachtungs­
weise würde dem Leistungsprinzip, von dem das so- 

, zialistische Neuerer- und Patentrecht beherrscht werde, 
widersprechen.
Die Höhe des Vergütungsanspruchs hänge vom Einzel­
fall ab. Als seine oberste Grenze müßte allerdings der 
Betrag gelten, der dem Vergütungsberechtigten im 
Falle einer Lizenzvergabe zustehen würde. Einen sol­
chen Betrag hätten die Kläger bereits erhalten, so daß 
die Klage abgewiesen werden müßte.
Die von den Klägern gegen dieses Urteil eingelegte 
Berufung hatte keinen Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Zuerst ist es notwendig, auf die Argumentation der 
Kläger einzugehen, die Vereinbarung zwischen dem 
ITC und dem Verklagten vom 13. Mai 1964 sei nicht 
nur ein Stillhalteabkommen, sondern eine Lizenz, die 
sich aber nicht nach der Lizenzverordnung, sondern 
nach dem Ubertragungsvertrag vom 4. September 1956 
richte. Da zu diesem Zeitpunkt die Lizenzverordnung 
noch nicht in Kraft gewesen sei, sei auch für diesen 
Streit aus einer Lizenzvereinbarung der Rechtsweg zu­
lässig.
Dazu ist zu bemerken: Der erkennende Senat hat be­
reits bei der Entscheidung über den Rechtsweg im 
Urteil Vom 26. November 1968 — 2 UzP 9/68 — heraus­
gearbeitet, daß die Vereinbarung zwischen dem ITC 
und dem Verklagten keine Lizenzvereinbarung ist, 
sondern eine Klagunterlassungsvereinbarung (Still­
halteabkommen) darstellt. Da keine Veranlassung be­
steht, von dieser Rechtsauffassung abzuweichen, wird 
auf das Urteil vom 26. November 1968 verwiesen. Dem 
steht auch nicht entgegen, daß dieses Urteil ein Pro­
zeßurteil ist, mit dem über die Zulässigkeit des Rechts­
wegs entschieden wurde. Über die Zulässigkeit des 
Rechtswegs kann nur befunden werden, wenn Klarheit

über den Charakter des Anspruchs selbst besteht, da 
davon die Zulässigkeit oder Unzulässigkeit des Rechts­
wegs abhängt. Insofern müssen bei der Auslegung der 
Urteilsformel die Entscheidungsgründe mit herange­
zogen werden, da nur sie ihr Verständnis und die Ab­
grenzung ihrer Wirkungen ermöglichen. Insofern ist 
die Auffassung der Kläger, daß bei der Auslegung 
eines Urteils nur der Tenor maßgebend sei, da nur er 
in Rechtskraft erwachse, in dieser absoluten Form un­
richtig.
An und für sich brauchte der Senat bei dieser Rechts­
lage nicht auf die von den Klägern aufgeworfene Frage 
der zeitlichen Geltung der VO über Lizenznahme und 
Lizenzvergabe zwischen Partnern aus der DDR und 
Partnern außerhalb der DDR — LizenzVO — vom 
11. Dezember 1968 (GBl. 1969 II S. 125) einzugehen. 
Er hält es aber aus grundsätzlichen Erwägungen her­
aus für angebracht, sich doch dazu zu äußern, was 
zulässig ist, da zwar das die Zurüdeverweisung aus 
einem solchen Urteil empfangende Gericht, nicht aber 
das über die Zulässigkeit urteilende Berufungs- oder 
Kassationsgericht an diese Entscheidung gebunden ist 
(vgl. Urteil des Präsidiums des Obersten Gerichts vom
4. Januar 1967 - I Pr — 15 - 18/66 - NJ 1967 S. 295). 
In der АО über die Vergütung der Erfinder bei Lizenz­
vergabe an Partner außerhalb der DDR vom 11. De­
zember 1968 (GBl. 1969 II S. 126) ist in § 7 Abs. 3 
festgelegt, daß für die Schlichtung von Streitigkeiten 
über die Vergütung nach den Bestimmungen dieser 
Anordnung die Schlichtungsstelle des Lizenzgebers 
zuständig ist. Die gleiche Zuständigkeitsregelung war 
bereits in § 5 Abs. 3 der aufgehobenen АО über die 
Vergütung der Erfinder bei Lizenzvergabe an Partner 
außerhalb der DDR vom 20. November 1964 (GBl. 1965 
II S. 50) getroffen. Sollte es sich also bei der Verein­
barung vom 13. Mai 1964 um eine Lizenzvergabe ge­
handelt haben, dann wäre für die Entscheidung des 
Rechtsstreits der Rechtsweg nicht gegeben. Daran 
ändert auch nichts, daß bei Abschluß des Übertra­
gungsvertrags am 4. September 1956 die genannten An­
ordnungen noch nicht geltendes Recht waren. Das 
Oberste Gericht hat bereits mit Urteil vom 12. No­
vember 1965 — 2 Uz 21/64 — ausgesprochen, daß sich 
das Verfahren, d. h. seine prozessuale Durchführung, 
nach den gesetzlichen Bestimmungen richtet, die zur 
Zeit der Geltendmachung des Anspruchs in Kraft sind. 
Materiellrechtlich allerdings wären die Vorschriften 
anzuwenden, die zum Zeitpunkt der Entstehung des 
Anspruchs geltendes Recht waren.
Als nächstes ist zu prüfen, ob den Klägern ein An­
spruch auf Vergütung aus dem Übertragungsvertrag 
vom 4. September 1956 zusteht und bejahendenfalls in 
welcher Höhe. Die Kläger stützen sich auf § 11 Abs. 1 
des Vertrags. Er lautet:

„Im Falle der Vergebung einer Lizenz im Ausland 
oder bei dem Verkauf eines Schutzrechtes im Aus­
land erhalten die Erfinder den vollen Wert der 
Lizenzbeträge oder des Erlöses in DM der Deutschen 
Notenbank unter Abzug der für die Anmeldung und 
Aufrechterhaltung des Schutzrechts entstandenen 
Kosten.“

§ 11 Abs. 1 sieht als vergütungspflichtig die Vergabe 
einer Lizenz und den Verkauf eines Schutzrechts ins 
Ausland vor. Wie der erkennende Senat bereits im 
Urteil vom 26. November 1968 festgestellt hat, liegt 
eine Klagunterlassungsvereinbarung — Stillhalteab­
kommen — vor. Eine solche ist vom Wortlaut des § 11 
nicht erfaßt, so daß sich danach keine Vergütungs­
pflicht für den Verklagten ergibt. Der Auffassung der 
Kläger, § 11 solle alle Möglichkeiten der Verwertung 
oder Benutzung der Erfindung enthalten, kann nicht 
gefolgt werden. Auch im Jahre 1956 mußte bei der
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